
Zur Eindämmung der derzeitigen Corona-Pandemie werden von Bund und Ländern 

zahlreiche Maßnahmen ergriffen. Auch die Stadt Halle (Saale) hat ergänzend per 

Allgemeinverfügung oder darauf fußend weitere Maßnahmen ergriffen. Einzelne 

Maßnahmen sind allerdings nicht nachvollziehbar. So wurde am Samstag, den 19. 

Dezember 2020 bekanntgegeben, dass die Händler des Wochenmarktes ab Montag den 21. 

Dezember 2020 ihre Waren nicht mehr auf dem Marktplatz anbieten dürfen. Dieses 

Verkaufsverbot wurde später auf die gesamte Stadt erweitert. 

Die Ansteckungsgefahr im Freien ist deutlich geringer als in geschlossenen Räumen und die 

Kunden des Wochenmarktes waren durch die Schließung des Wochenmarktes gezwungen 

ihre Einkäufe in geschlossenen Räumen zu tätigen.  

 

1. Auf welchen sachlichen Kriterien beruhte somit diese Entscheidung? 

 

2. Warum wurde diese Entscheidung so kurzfristig getroffen ohne dass Händler 

und Kunden eine Chance hatten, sich darauf vorzubereiten?  

 

3. Einzelne Markthändler haben den Rechtsweg beschritten und sowohl vor dem 

Verwaltungsgericht als auch vor dem Oberverwaltungsgericht obsiegt. Welche 

Kosten sind der Stadt durch diese Gerichtsprozesse entstanden?  

 

4. Welche Kosten sind der Stadt bislang insgesamt durch Gerichtsprozesse im 

Zusammenhang mit Coronamaßnahmen der Stadt entstanden?  

 

5. Weshalb wurde gegenüber einer Markthändlerin ein Verkaufsverbot für das 

gesamte Stadtgebiet inklusiver privater Grundstücke ausgesprochen? Auf 

welcher rechtlichen Grundlage erfolgte diese Maßnahme? Gab es weitere 

derartige Entscheidungen?  

 

 

gez. Andreas Scholtyssek  

Stadtrat 

 

 

 


